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Viele Verbände verfügen über eine Service-GmbH, für die das GmbH-Gesetz gi l t .  Dem Geschäftsführer

wird dadurch eine ganze Reihe von Pfl ichten auferlegt, deren Missachtung zu Schadensersatzansprü-

chen und zu  s t ra f rech t l i cher  Ver fo lgung führen  kann.  D ies  g i l t  auch fü r  den Fa l l  der  Überschu ldung

oder  der  Zah lungsunfäh igke i t .

Der BGH hat kürzlich Präzisierungen

zum Tatbestandsmerkmal der Zahlungs-

unfähigkeit und zur Pflicht zur Insolvenz

beantragung vorgenommen (Urteil vom

z. 4. Mai zoo5, IX ZR r z3 I o 4).

Die Leitsätze der Entscheidung lauten:

Eine bloße Zahlungsstockung ist anzu

nehmen, wenn der Zeitraum nicht über

schritten wird, den eine kreditwürdige

Person benötigt, um sich die benötigten

Mittel zu leihen. Dafür erscheinen 3 Wo

chen erforderlich, aber auch ausreichend.

Beträgt eine innerhalb von 3 Wochen

nicht zu beseitigende Liquiditätslücke

des Schuldners weniger als ro Prozent

Autor
l-hiko Klages istJurlst.und nach

seiner fälligen Gesamtverbindlichkeiten,

ist regelmäßig von Zahlungsfähigkeit

auszugehen, es sei denn, es ist bereits ab-

zusehen, dass die Lücke demnächst mehr

als ro Prozent ausmachen wird.

Beträgt die Liquiditätslücke des Schuld-

ners ro Prozent oder mehr, ist regelmäßig

von Zahlungsunfähigkeit auszugehen,

sofern nicht ausnahmsweise mit an Si-

cherheit grenzender Wahrscheinl ich

keit zu erwarten ist, dass die Liquiditäts

gründe demnächst vollständig oder fast

vollständig beseitigt werden wird und

den Gläubigern ein Zuwarten nach den

besonderen Umständen des Einzelfails

zuzumuten rst.

Durch diese Vorgaben wird es schwe-

rer werden, sich nur auf vorübergehen

de Zahlungsstockungen zu berufen. Die

Sorgfaltspflichten und Haftungsrisiken

der Geschäftsführer steigen.

Dem kann auch nicht entgegengehal-

ten werden, dass S 64 Abs. z GmbHG nur

einen Schadensersatzanspruch der Ge-

sellschaft auslöst und dieser oft nicht gel-

tend gemachtwird. Hieraufwird sich kein

Geschäftsführer verlassen wollen. Hinzu

kommt, dass die zivilrechtliche Frage des

Schadensersatzanspruchs nur eine Seite

der Medaille ist. Daneben besteht eine

strafrechtliche Haftung. Nach S 84 Abs.

Die zahlungsunfähige Service-GmbH

Nach S 6+ GmbH-Gesetz ist der Ge-

schäftsführer verpfl ichtet, die Eröffnung

des Insolvenzverfahrens zu beantragen,

wenn die Gesellschaft überschuldet oder

zahlungsunfähig ist. Nach Absatz z die'

ser Norm haftet er der GmbH gegenüber

für Zahlungen, die nach dem Eintritt der

Zahlungsunfähigkeit geleistet werden.

Der Wortlaut der Regelung lautet:

564GMBHG:

ZAHLUNGSUNFAHIGKEIT,

üeenscuutouue
(1) Wird die Gesellschaft zahlungsunföhig,

so haben die Geschöftsführer ohne schuld-

haftes Zögern, spötestens aber drei Wochen

noch Eintritt der Zahlungsunföhigkeit, die

Eröffnung des lnsolvenzverfahrens zu bean-

tragen. Dies gilt sinngemöß, wenn sich eine

Ü bersch ul d u ng d e r Gesel I schaft erg i bt.

(2) Die Geschäftsführer sind der Gesellschoft

zum Ersatz von Zahlungen verpflichtet, die

nach Eintritt der Zahlungsunföhigkeit der

Gesellschaft oder nach Feststellung ihrer

Überschuldung geleistet werden. Dies gilt

nicht von Zahlungen, die auch nach die-

sem Zeitpunkt mit der Sorgfolt eines or-

de ntl iche n Gesch öfts m a n n s verei n ba r s i nd.

Auf den Ersatzonspruch finden die Bestim-

mungen in 5 43 Abs.3 und 4 entsprechende

Anwendung.

Der Sch a d e nsersatza nspru ch verjö h rt n ach

5 Jahren.
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r Nr. z GmbHG wird der Geschäftsführer

mit Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu

drei fahren bestraft, wenn er es entgegen

S 64 Abs. r GmbHC unterlässt, bei Über

schuldung oder Zahlungsunfähigkeit die

Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu be

antragen. Selbst im Fall der fahrlässigen

Begehung umfasst die Strafandrohung

Geldstrafe oder Freiheitsstrafe bis zu ei

nem fahr.

Zusammenfassend ist festzustellen,

dass der Geschäftsführer einer Service-

GmbH zur Vermeidung von Schadens-
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ersatzansprüchen und strafrechtl icher

Verfolgung gehalten ist, die Liquidität

der Gesellschaft laufend zu überwachen.

Die vom BGH vorgenommenen Präzi-

sierungen lassen wenig Spielraum und

sollten im eigenen Interesse eingehalten

werden.r


